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In meiner Funktion als Präsident der Verwaltungskom-
mission kann ich Ihnen den ersten Geschäftsbericht der 
Ostschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht präsentieren.

Mit dem strategischen Ziel einer zukünftigen institutionel-
len Zusammenarbeit bezüglich der BVG-Aufsichtsfunktio-
nen und allenfalls derjenigen für die klassischen Stiftungen 
trafen sich im Sommer 2004 die für die BVG-Aufsicht zu-
ständigen Ostschweizer Regierungsmitglieder in St. Gallen. 
Die darauf eingesetzte Projektgruppe der BVG-Verant-
wortlichen erarbeitete in der Folgezeit die Interkantonale 
Vereinbarung über die Ostschweizer BVG- und Stiftungs-
aufsicht vom 26. September 2005. Dieser traten schliesslich 
die Kantone Glarus, Appenzell Ausserrhoden, Appenzell 
Innerrhoden, St. Gallen, Graubünden und Thurgau bei.

Auf dieser Basis konstituierte sich am 19. April 2007 die 
neue Verwaltungskommission, wählte die Geschäftslei-
tung und beschloss die Rechtsgrundlagen der neuen 
öffentlich-rechtlichen Anstalt. Namentlich sind hierbei das 
Organisationsreglement, der Voranschlag und Finanzplan 
für die Periode 1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2011 mit 
dazugehörigem Leistungsauftrag, die verfahrensrechtli-
chen Bestimmungen und der Gebührentarif hervorzuhe-
ben.

Der operative Betrieb der Ostschweizer BVG- und Stiftungs- 
aufsicht konnte am 1. Januar 2008 plangemäss aufgenom-
men werden. Die umfangreichen Vorbereitungsarbeiten 
stellten für alle Beteiligten eine grosse Herausforderung 
dar, galt es doch, eine völlig neue Institution mit einem 
neuen Team innert kurzer Zeit aufzubauen.

Aus Sicht der Verwaltungskommission ist bezüglich des 
ersten Geschäftsjahres besonders hervorzuheben, dass das 
neue regionale Kompetenzzentrum bei den betroffenen 
Institutionen offensichtlich eine gute Aufnahme gefunden 
hat. Damit konnte das strategische Ziel der institutionellen 
Zusammenarbeit bei der Sicherstellung der BVG-und Stif-
tungsaufsichtsfunktionen für die Vereinbarungskantone 
erfolgreich umgesetzt werden.

Ich danke an dieser Stelle den beteiligten Kantonen, der 
Geschäftsleitung und allen Mitarbeitenden der Ostschwei-
zer BVG- und Stiftungsaufsicht ganz herzlich für die im 
ersten Geschäftsjahr geleistete grosse Aufbauarbeit.

Jürg Wernli

1 |	VORWORT DES PRÄSIDENTEN
DER VERWALTUNGSKOMMISSION
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Die Ostschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht stellt die 
Aufsichtsfunktionen für Vorsorgeeinrichtungen und 
klassische Stiftungen auf folgender gesetzlicher Basis 
sicher:

–	 Artikel 61 ff. des Bundesgesetzes über die 
	 berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
	 Invalidenvorsorge (SR 831.40; abgekürzt BVG); 
–	 Artikel 80 ff. des Schweizerischen Zivilgesetz- 
	 buches (SR 210; abgekürzt ZGB);
–	 Interkantonale Vereinbarung über die 
	 Ostschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht vom 
	 26. September 2005 (sGS 355.01);
–	 Verfahrensrechtliche Bestimmungen vom 
	 19. April 2007 (sGS 355.11; abgekürzt AVS); 
–	 Gebührentarif vom 19. April 2007 (sGS 355.12).

Insbesondere betreut sie dabei folgende 
Aufgabenbereiche:

• 	 Prüfung der reglementarischen Grundlagen 		
	 (Urkunden, Vorsorgereglemente mit der 			 
	 Wohneigentumsförderung, Anlage- & 
	 Organisationsreglemente inklusive Überschuss-
	 beteiligungen aus Versicherungsverträgen, 

	 Rückstellungen- und Reservenreglemente, 
	 Reglemente betreffend Verwaltungskosten 
	 und Wahlen, Teilliquidationsreglemente);

• 	 Prüfung der jährlichen Berichterstattungen 
	 mit der Einsichtnahme in die Berichte der 
	 Kontroll- bzw. Revisionsstellen und gegebenen-		
	 falls der Experten für die berufliche Vorsorge;

•	 Prüfung der Voraussetzungen bei der Gründung 		
	 einer Institution mit anschliessender Aufsichts-		
	 übernahme bzw. bei der Aufhebung der 
	 Institution inklusive deren Gesamtliquidation 		
	 nach Art. 53c BVG mit anschliessendem 
	 Löschungsantrag beim Handelsregisteramt;

•	 Bearbeitung von Anfragen der Institutionen, 		
	 der Versicherten und übriger Verfahrens- 
	 beteiligter inklusive der Erledigung von Beschwerden;

•	 Generell die Anordnung von Massnahmen zur 		
	 Behebung von Mängeln zwecks Wiederherstellung 		
	 des gesetzmässigen Zustandes.

2 |	GESETZLICHER 
AUFTRAG
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3 |	JAHRESBERICHT 
DER GESCHÄFTSLEITUNG

Das Berichtsjahr 2008 war aus Sicht der Geschäftsleitung 
durch folgende fünf Schwerpunkte gekennzeichnet:

1.	 der Tätigkeitsaufnahme der neuen  
	 regionalen Aufsichtsbehörde
2.	 der Neuordnung der Verfahrensabläufe
3.	 der Wahrnehmung der Aufsichtsfunktionen  
	 während des Berichtsjahres
4.	 dem Erfüllungsgrad des Leistungsauftrages  
	 am Ende des Berichtsjahres
5.	 dem Ausblick auf das zweite Geschäftsjahr

1.	 Tätigkeitsaufnahme 
Am 1. Januar 2008 nahm die Ostschweizer BVG- und 
Stiftungsaufsicht ihre operative Tätigkeit im Zentrum von 
St. Gallen auf. Dabei wurde das Personal der vormaligen 
Aufsichtsbehörden von St. Gallen und Thurgau erfolgreich 
zu einem neuen Team verschmolzen. Nach Möglichkeit ist 
die bisherige Kontaktperson beibehalten worden, um aus 
Sicht der beaufsichtigten Institution möglichst wenige Än-
derungen spürbar werden lassen. Gemäss Organisations- 
reglement und Geschäftsplan bearbeitet jeder Mitarbeiten-
de einen bestimmten Dossierbestand eigenverantwortlich. 
Damit ist er allein zuständig für sämtliche Kontakte mit der 

Vorsorgeeinrichtung bzw. klassischen Stiftung sowie den 
übrigen Verfahrensbeteiligten und betreut selbständig die 
entsprechenden Akten.

2. 	 Neuordnung der Verfahrensabläufe
Die Verfahrensabläufe sind überprüft (z.B. Jahresberichter-
stattungen, Reglementsprüfungen) und teilweise ange-
passt bzw. neu gestaltet worden. Auch wurden sämtliche 
EDV-gestützten Checklisten den geänderten Verhältnissen 
angeglichen. Zudem konnte mit zweckmässigen Anpas-
sungen der Geschäftsdatenbank die administrative Bearbei-
tung aller übernommenen Dossiers sichergestellt werden. 
Durch die Verankerung eines internen Kontrollsystems ist 
die erforderliche Qualitätssicherung für die Verfahrensab-
läufe gewährleistet. Mit diesen Neuerungen sind die 
Verfahrensabläufe aller Prüfhandlungen gut strukturiert, 
weitgehend informatikgestützt und nach Produktegruppen 
zeitmässig vollständig erfasst.

3. 	 Wahrnehmung der Aufsichtsfunktionen
Die Verfügungen und formellen Bestätigungsbriefe für 
Reglemente sind mit einer aus Textbausteinen modular 
aufgebauten Grundstruktur einheitlich ausgestaltet und 
jeweils kollektiv zu zweien unterzeichnet worden. Gegen 
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keine der im Berichtsjahr erlassenen mehr als 1‘200 Verfü-
gungen wurde Beschwerde bei der zuständigen Rechts-
mittelinstanz eingereicht. Weitere fünf sehr komplexe und 
von einer vormaligen Aufsichtsbehörde übernommene 
Verfahren sind noch vor den jeweiligen Rechtsmittelinstan-
zen pendent. Zu erwähnen ist hierbei auch der erfolgreiche 
Abschluss von zwei sehr langwierigen Rechtsverfahren.

4. 	 Erfüllungsgrad des Leistungsauftrages
Am 31. Dezember 2008 waren bei den Vorsorgeeinrichtun-
gen noch 90 Dossiers in Bearbeitung, während es bei den 
klassischen Stiftungen weitere 101 Dossiers waren. Damit 
konnten die Vorgaben gemäss den gültigen Leistungs-
auftrag noch nicht ganz erfüllt werden: danach sollen 90 
Prozent der Verfügungen eines Geschäftsjahres am Ende 
des nächsten Kalenderjahres erstellt und versandt sein. Der 
effektive Erledigungsstand betrug bei den Vorsorgeeinrich-
tungen 80 Prozent und bei den klassischen Stiftungen 74 
Prozent. Ursachen dieser Nichterfüllung der gesetzten Ziele 
sind die neuen Strukturen in der Organisation und den 
Verfahrensabläufen, da gerade zu Tätigkeitsbeginn dazu er-
heblicher Zusatzaufwand im Sinne einer «lernenden Orga-
nisationseinheit» notwendig wurde. Daher wird das Team 
die Zielerreichung im 2009 mit allen Kräften anstreben.

5. 	 Ausblick
Für das zweite Geschäftsjahr lassen die im Jahr 2008 stark 
verschlechterten Finanzmärkte bei den Vorsorgeein- 
richtungen einen enormen Anstieg der Unterdeckungen 
erwarten. Bei den klassischen Stiftungen ist erstmals mit 
zu prüfen, ob der eingereichte Revisionsbericht von einer 
zugelassenen Revisionsstelle erstellt wurde. Diese Tatsa-
chen sowie die immer komplexer anfallenden Sachverhalte 
werden im Jahr 2009 noch grössere Herausforderungen an 
die Ostschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht stellen.

Bernhard Kramer

Tätigkeitsaufnahme
Neuordnung
Wahrnehmung
Ausblick
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4 |	BERICHT DER REVISIONSSTELLE –
EINNAHMEN / AUSGABEN 2008
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Jahresergebnis

Im Jahr 2008 konnte die Ostschweizer BVG- und 
Stiftungsaufsicht ordentliche Gebühreneinnahmen 
von TCHF 1‘394 verzeichnen. 
Das Total der Ausgaben für das Jahr 2008 belief sich auf 
TCHF 1‘489. 

Die Einnahmen und Ausgaben beliefen sich im Rahmen 
der budgetierten Erträge und Aufwendungen. Das Ziel 
der vollen Kostendeckung verhinderten ausserordentliche 
Investitionen im ersten Geschäftsjahr. 
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5 |	UMGANG MIT UNTERDECKUNGEN 
BEI VORSORGEEINRICHTUNGEN

Sinnvoller Umgang mit Unterdeckungen bei Vorsorge-
einrichtungen aus Sicht der Konferenz der kantonalen 
BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden

Wie schon in den Jahren 2000 ff. sehen sich die BVG-Auf-
sichtsbehörden auch heute wieder mit der Frage konfron-
tiert, wie mit den gemeldeten Unterdeckungen bei Vor- 
sorgeeinrichtungen aufsichtsrechtlich verfahren werden 
soll. Im Gegensatz zur Lage um die Jahrtausendwende 
sind nun sowohl die Berechnung des Deckungsgrades als 
auch die Sanierungsmassnahmen gesetzlich festgelegt. 
Hinzu kommen noch ausführende Bestimmungen in der 
Weisung über Massnahmen zur Behebung von Unter-
deckungen in der beruflichen Vorsorge vom 27. Oktober 
2004. Angesichts der Schwere der derzeitigen Finanz-
marktkrise ist allerdings zu befürchten, dass die Auswir-

kungen der Wertverluste auf die Vorsorgeeinrichtungen 
um einiges gravierender ausfallen dürften als im Jahr 2000. 
Entsprechend gefordert sind die Aufsichtsbehörden.

Weil gleichzeitig mit einer Abschwächung der konjunk- 
turellen Entwicklung zu rechnen ist, wird derzeit aller 
Orten von den BVG-Aufsichtsbehörden «Augenmass» bei 
der Beurteilung der Sanierungsmassnahmen bzw. der Un-
terdeckungen gefordert. Dabei wird gerne ausgeblendet, 
dass die Aufsichtsbehörden einen gesetzlichen Überwa-
chungsauftrag haben und gegebenenfalls Massnahmen 
ergreifen müssen.

Hier setzt nun die Tätigkeit der Konferenz der kantona-
len BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden ein. Einerseits 
versucht der Vorstand der Konferenz, in welchem alle 
Landesgegenden und Sprachregionen repräsentativ ver-
treten sind, den einzelnen kantonalen Aufsichtsbehörden 
bei konkreten Fachfragen Hilfestellungen zu geben. Die 

wie soll mit den gemeldeten 
Unterdeckungen 
bei Vorsorgeeinrichtungen 
aufsichtsrechtlich 
verfahren werden

«Augenmass» bei der 
Beurteilung der 
Sanierungsmassnahmen
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Vorstandsmitglieder profitieren ihrerseits vom fachlichen 
Austausch im Vorstand und mit den kantonalen Aufsichts-
behörden. Zudem bemüht sich die Konferenz, zu allge-
mein interessierenden Fragestellungen eine Haltung der 
Aufsichtsbehörde einzunehmen und diese den Konferenz-
mitgliedern zur Verfügung zu stellen. 

Einmal jährlich führt die Konferenz eine Ausbildungs- 
tagung durch, an welcher konkrete Fragestellungen und 
Themen der Aufsichtsarbeit aufgegriffen und aus dem 
Kreis der Aufsichtsbehördenmitglieder bearbeitet werden, 
getreu dem Motto «von Aufsichtsbehörden für Aufsichts-
behörden». Dabei interessiert vor allem das Aufzeigen von 
praxisnahen Lösungsansätzen aus der Sicht von verschie-
denen Aufsichtsbehörden.

Für die Behandlung der Unterdeckungen hat die Kon-
ferenz zunächst festgehalten, dass gemäss der zitierten 
Weisung vorzugehen ist. Gleichzeitig hat die Konferenz  

die Empfehlung abgegeben, bei den Vorsorgeeinrichtun-
gen darauf hinzuwirken, dass sie die Aufsichtsbehörden 
baldmöglichst über die aktuelle finanzielle Lage der 
betreffenden Vorsorgeeinrichtung orientieren. In verfah-
rensrechtlicher Hinsicht wurde festgelegt, dass bei Un-
terdeckungen keine Fristerstreckungen gewährt werden. 
Schliesslich muss die Aufsichtsbehörde  in Anwendung 
des geforderten Augenmasses im Einzelfall beurteilen, ob 
und welche Sanierungsmassnahmen erforderlich sind. 

Diese Haltung vertritt die Konferenz über die einzelnen 
Mitglieder und im Besonderen über das Präsidium auch 
gegenüber der breiten Öffentlichkeit und gegenüber den 
Medien. Die Konferenz lebt und wirkt durch das Enga-
gement ihrer Mitglieder, weshalb es mir ein Anliegen ist, 
der Ostschweizer Aufsicht für ihre langjährige Tätigkeit im 
Vorstand und ihr regelmässiges Mitwirken an den Ausbil-
dungsveranstaltungen an dieser Stelle zu danken. 

Konferenz der kantonalen BVG-
und Stiftungsaufsichtsbehörden
Die Präsidentin
Dr. C. Ruggli

getreu dem Motto 
«von Aufsichtsbehörden 
für Aufsichtsbehörden»
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6 |	EHRENAMTLICHKEIT – Sind Entschädigungen 
an Stiftungsratsmitglieder für die Steuerbefreiung schädlich ?

Begriff «ehrenamtlich»
Unter ehrenamtlich wird die Ausübung eines Amtes 
grundsätzlich ohne Entgelt für die geleistete Arbeit ver-
standen. Nicht betroffen sind hingegen Entschädigungen 
für den übrigen Aufwand, also insbesondere für Spesen 
(z.B. Reisekosten).

Rechtsverhältnis zwischen Stiftung und 
Stiftungsratsmitgliedern
Das Rechtsverhältnis zwischen Stiftung und Stiftungsrats-
mitgliedern kann unterschiedlich ausgestaltet sein, 
nämlich insbesondere als Auftrag (Art. 394 – 406 OR), als 
Arbeitsvertrag (Art. 319 – 343 OR) oder unter Umständen 
als Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 419 – 425 OR). 
Entscheidend sind die gesamten Umstände des jeweiligen 
Einzelfalles und entsprechend unterschiedlich ist (auch) die 
Frage nach einer allfälligen Entschädigung zu beantworten.

Zuerst ist aber das Stiftungsrecht (Art. 419 – 419 bis OR) 
selbst zu berücksichtigen. Dieses regelt allerdings die 
Entschädigungen nicht ausdrücklich. Art. 83 ZGB bestimmt 
bloss: «Die Organe der Stiftung und die Art der Verwaltung 
werden durch die Stiftungsurkunde festgelegt.» Das Stif-
tungsrecht gewährt also einen grossen Spielraum.  
«Zur ‹Art der Verwaltung› gehören … insbesondere Ent-
geltlichkeit (einschliesslich deren Höhe) oder Unentgeltlich-
keit …» (Hans Michael Riemer, in: Berner Kommentar, N 30 
zu Art. 83 ZGB). 

Beim (einfachen) Auftrag ist Art. 394 Abs. 3 OR zu beach-
ten: «Eine Vergütung ist zu leisten, wenn sie verabredet 
oder üblich ist.» Heute gilt allerdings praktisch eine Um-
kehr dieser gesetzlichen Vermutung, d.h. die Entgeltlich-
keit bildet die Regel. Die Unentgeltlich als Ausnahme wird 
noch bei reiner Gefälligkeit angenommen, sofern nicht 
ohnehin etwas anderes vereinbart ist. Immerhin besteht 
bei richtiger Ausführung des Auftrages ein Anspruch auf 
Ersatz der objektiv erforderlichen und geeigneten Ausla-
gen und Aufwendungen (Art. 402 Abs. 1 OR). 

Beim Arbeitsvertrag besteht ein gesetzlicher Anspruch 
auf «Entrichtung eines Lohnes» (vgl. Art. 319 OR), d.h. die 
Entgeltlichkeit ist für den Arbeitsvertrag typisch. Zudem 
besteht auch beim Arbeitsvertrag ein Anspruch auf Ausla-
genersatz (Art. 327a – Art. 327c OR). 

Haftung der Stiftungsratsmitglieder
Zur Haftung der Stiftungsratsmitglieder gegenüber der Stif-
tung («Innenphase») fehlt im Stiftungsrecht eine Regelung. 
Beim Arbeitsvertrag findet Art. 321e OR Anwendung, wo-
nach Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für den absicht-
lich oder fahrlässig verursachten Schaden verantwortlich 
sind. Das Mass der Sorgfalt richtet sich nach dem jeweiligen 
Arbeitsverhältnis sowie den Fähigkeiten und Eigenschaften 
der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers. – Diese Rege-
lung gilt wegen eines entsprechenden Verweises in Art. 398 
OR grundsätzlich auch für den Auftrag (Art. 321e OR).

Art. 99 Abs. 2 OR ermöglicht zwar die Milderung der Haftung 
und Art. 100 OR für leichte Fahrlässigkeit sogar die Wegbe-
dingung der Haftung. In der Lehre ist aber umstritten, ob 
diese Milderung bzw. Wegbedingung der Haftung auch für 
Stiftungsratsmitglieder zulässig ist. Die Wegbedingung der 

Entscheidend sind die 
gesamten Umstände des 
jeweiligen Einzelfalles



				  
	  | 12

Haftung wird am ehesten anerkannt, wenn die Stifterin bzw. 
der Stifter dies bereits in der Stiftungsurkunde so anordnet.

In einem allfälligen Verfahren betr. Haftung der Stiftungsrats-
mitglieder gegenüber der Stiftung stellt sich u.U. die Frage, 
wer die Stiftung vertritt. Zu denken ist an eine Prozessbei-
standschaft; umstritten ist diesbezüglich, ob die Ernennung 
durch die Aufsichtsbehörde oder durch die Vormundschafts-
behörde zu erfolgen hat. 

Allenfalls kann (auch) eine Haftung der Stiftungsratsmitglie-
der gegenüber Drittpersonen («Aussenphase») entstehen, 
wobei die Stiftungsratsmitglieder unter Umständen zusätz-
lich zur Stiftung haften (vgl. Art. 55 ZGB). Diese Bestimmung 
ist allerdings keine eigentliche Haftungsnorm, weshalb auch 
die Voraussetzungen einer solchen (z.B. Art. 41 OR wegen 
«unerlaubter Handlung») erfüllt sein müssen. Ein Verschul-
den kann dabei nicht wegen fehlender Erfahrung, Abwesen-
heit, Zeitmangel oder fehlender Entgeltlichkeit verneint wer-
den. Die einzelnen Stiftungsratsmitglieder müssen vielmehr 
für sich selbst beurteilen, ob sie diese Aufgabe übernehmen 
wollen bzw. können. 

Entschädigung und Steuerbefreiung
Die Befreiung von der Gewinn- und Kapitalsteuer wird 
insbesondere juristischen Personen gewährt, die öffentliche 
oder gemeinnützige Zwecke verfolgen. Von dieser Steuer-
befreiung sind etwa die Abzugsfähigkeit freiwilliger Zu-
wendungen sowie die Befreiung von der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer abhängig.

Die Verfolgung eines ausschliesslich gemeinnützigen  
Zweckes setzt als objektives Element ein Allgemein- 
interesse (v.a. offener Destinatärkreis) und als subjektives 

Element die Uneigennützigkeit, d.h. das Erbringen von Opfer 
voraus. 

Die üblichen Tätigkeiten der Stiftungsratsmitglieder – d.h. 
bis jährlich rund 100 Stunden – sollten wegen der Steuer- 
befreiung grundsätzlich nicht entschädigt werden, 
andernfalls der Verlust der Steuerbefreiung droht. Für 
die Steuerbefreiung nicht schädlich sind aber der Ersatz 
tatsächlicher Kosten und bescheidene Sitzungsgelder. 
Als Massstab kann von der Höhe der Sitzungsgelder des 
Staates für vergleichbare Tätigkeiten ausgegangen werden. 
Übernimmt ein Stiftungsratsmitglied hingegen Aufgaben, 
die über die ordentliche Tätigkeit hinausgehen (z.B. Erstel-
len der Jahresrechnung oder Rechtsberatung), so kann es 
für diese Tätigkeit marktgerecht entschädigt werden.

Keine Opfer erbracht werden müssen bei der Verfolgung 
eines öffentlichen Zweckes, weshalb sich die Frage stellt, 
ob hier die obigen Einschränkungen betr. Entschädigung 
überhaupt gelten. 

Der Verlust der Steuerbefreiung wegen übersetzter Ent-
schädigungen kann zur Haftung der Stiftungsratsmit- 
glieder führen (vgl. oben).

In Zweifelsfällen ist die Höhe der Entschädigungen vor- 
gängig mit der zuständigen Steuerverwaltung abzu- 
sprechen. Empfehlenswert ist, die ehrenamtlich erbrach-
ten Leistungen zu erfassen.

von Dr. iur. Marco Möhr, 
Rechtsanwalt. eidg. dipl. Steuerexperte, Chur



13 | 

7 |	 INTERNE 
KENNZAHLEN

Geschäftstätigkeit – Arbeitsaufteilung

Vorsorgeeinrichtungen:

Durchschnittlich dauerte die Prüfung einer Jahresrechnung 

ca. 7 Stunden, eine Reglementsprüfung rund 4 Stunden.

Klassische Stiftungen:

Eine Prüfungshandlung beanspruchte beinahe 6 Stunden.

Administration:

Darunter fallen alle Sekretariatsarbeiten, die Führung der 

Buchhaltung und Unterhalt der EDV und Datenbanken.

Übriges:

Insbesondere Weiterbildungen, Schulungen, Mitarbeit in 

Kommissionen und Fachveranstaltungen sowie allgemeine 

Fehlzeiten wie Ferien und Krankheit.

Übriges
23%

Administration
14%

Reglementsprüfungen
18%

Rechtsfälle
1%

Prüfung 
Jahresrechnung

Vorsorge-
einrichtungen 
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Prüfung 
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klassische
Stiftungen

19%

Geschäftstätigkeit – erledigte Arbeiten

Für Vorsorgeeinrichtungen erfolgten insgesamt 1‘267 Prüfhandlungen mit den entsprechenden Verfügungen 

oder Bestätigungen; bei klassischen Stiftungen 560.
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Bestände – Entwicklung im Jahr 2008

Bestand nach Kantonen im Jahr 2008

Bei allen Vorsorgeeinrichtungen sind rund 342‘000 Destinatäre angeschlossen. Davon sind 208‘000 als Aktive und 

45‘000 als Rentenbezüger versichert. Die übrigen Destinatäre besitzen Anwartschaften ohne direkte Rechtsansprüche 

aus patronalen Fonds.

Vorsorgeeinrichtungen
	 1.1.   	 31.12.

klassische Stiftungen
	 1.1.   	 31.12.

Vorsorgeeinrichtungen klassische Stiftungen

Übrige 
260

FZG 91

BVG 223

Total
549

Total
561

Übrige 
247

FZG 79

BVG 215

SG 267 SG 397

TG 147

GR 42 TG 164

GL 34
AR 43

AI 8

BVG:	 Im BVG-Register eingetragene Vorsorgeeinrichtungen
FZG:	 Andere Vorsorgeeinrichtungen mit reglementarischen Leistungen
Übrige:	 Vorsorgeeinrichtungen ohne reglementarische Leistungen
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Allokationen nach BVV 2 (Vorsorgeeinrichtungen)

Der Vergleich der Allokationen zeigt, dass das Gesamtvermögen von rund CHF 41 Mrd. grösstenteils in Obligationen und Aktien 

investiert wurde. Aufgrund der aktuellen Entwicklungen an den Finanzmärkten muss im Berichtsjahr 2008 mit einem Rückgang 

bei den Aktienanlagen gerechnet werden.

	 Andere Aktiven 	 2%

	 Anlagen AG 	 2%

	 Alternative 	 2%

	 Immobilien 	15%

	 Grundpfandtitel 	 4%

	 Aktien 	30%

	 Obligationen 	38%

	 Flüssige Mittel 	 8%

	 Andere Aktiven 	 2%

	 Anlagen AG 	 2%

	 Alternative 	 3%

	 Immobilien 	15%

	 Grundpfandtitel 	 4%

	 Aktien 	28%

	 Obligationen 	36%

	 Flüssige Mittel 	 9%

Deckungsgrade nach Art. 44 BVV 2 / Berichterstattungen 2007

Kennzahlen der BVG-Vorsorgeeinrichtungen

Deckungsgrad nach Art. 44 BVV 2 

Verwaltungskosten pro Destinatär 

Kennzahlen der BVG-Vorsorgeeinrichtungen

Rendite 

Die Rendite wird auf Grund der Netto-Vermögenserträge und der Bilanzsumme 
per Bilanzstichtag berechnet.   

180%

160%

140%

120%

100%

80%

60%
SFr. 100'000 SFr. 1'000'000 SFr. 10'000'000 SFr. 100'000'000 SFr. 1'000'000'000 SFr. 10'000'000'000

Bilanzsumme

Berichterstattungen 2006 Berichterstattungen 2007
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Rendite Vorsorgeeinrichtungen / Berichterstattungen 2007

Verwaltungskosten pro Destinatär / Berichterstattungen 2007

Kennzahlen der BVG-Vorsorgeeinrichtungen

Deckungsgrad nach Art. 44 BVV 2 

Verwaltungskosten pro Destinatär 

Kennzahlen der BVG-Vorsorgeeinrichtungen

Rendite 

Die Rendite wird auf Grund der Netto-Vermögenserträge und der Bilanzsumme 
per Bilanzstichtag berechnet.   

1 10 100 1'000 10'000 100'000

Kennzahlen der BVG-Vorsorgeeinrichtungen

Deckungsgrad nach Art. 44 BVV 2 

Verwaltungskosten pro Destinatär 

Kennzahlen der BVG-Vorsorgeeinrichtungen

Rendite 

Die Rendite wird auf Grund der Netto-Vermögenserträge und der Bilanzsumme 
per Bilanzstichtag berechnet.   

10%

8%

6%

4%

2%

0%

-2%

-4%

SFr. 10'000

SFr. 1'000

SFr. 100

SFr. 10

SFr. 1

SFr. 100'000 SFr. 1'000'000 SFr. 10'000'000 SFr. 100'000'000 SFr. 1'000'000'000 SFr. 10'000'000'000

Destinatäre

Bilanzsumme
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Verwaltungskommission

Geschäftsleitung

Fachspezialisten

Revisionsstelle

Jürg Wernli, Präsident, Regierungsrat, Vorsteher des Departementes Inneres und Kultur des Kantons Appenzell Ausserrhoden
Martin Gehrer, Vizepräsident, Regierungsrat, Vorsteher des Finanzdepartementes des Kantons St.Gallen
Marianne Dürst, Frau Landammann, Vorsteherin des Departementes Volkswirtschaft und Inneres des Kantons Glarus
Daniel Fässler, Landammann, Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartementes des Kantons Appenzell Innerrhoden
Martin Schmid, Regierungsrat, Vorsteher des Departementes Finanzen und Gemeinden Graubünden
Bernhard Koch, Regierungsrat, Vorsteher des Departementes für Finanzen und Soziales des Kantons Thurgau

Bernhard Kramer, Direktor
Walter Bischof
Ueli Meier

Gertrud Aeple
Heidi Rutschmann
Marietta Steiner
Gaetano Vitale

Finanzkontrolle des Kantons Thurgau
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